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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Müller-Hermann, 
Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Lenz (Bergstraße), Kunz (Berlin) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1 292 - 


betr. Gleichwertigkeit der Juristenausbildung in Bremen mit der Juristenausbildung 
nach §§ 5, 5a des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 12. De- 
zember 1973 - 2210/4 - 1 - 640 94/73 ~ die vorgenannte Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die in Bremen 
nach dem Bremischen Juristenausbildungsgesetz erfolgende 
Juristenausbildung nicht gleichwertig ist mit der Juristen- 
ausbildung, wie sie in den §§ 5 und 5 a DRiG vorgesehen ist? 

Die Fragesteller sind der Auffassung, daß die nach dem 
Bremischen Juristenausbildungsgesetz erfolgende Juristenaus- 
bildung der in den §§ 5 und 5 a des Deutschen Richtergesetzes 
geregelten herkömmlichen Juristenausbildung nicht gleich- 
wertig ist. Sie begründen ihre Auffassung im wesentlichen 
damit, daß die Festlegung und Gestaltung der Ausbildung dem 
unabhängigen Prüfungsamt übertragen, der Ausbildungsinhalt 
gesetzlich nur unzureichend bestimmt, eine Ausbildung im 
Zivilrecht nicht zwingend vorgeschrieben und die Abschluß- 
prüfung nur mit „bestanden" oder „nicht bestanden" bewertet 
werde. 

Die Bundesregierung teilt die der Kleinen Anfrage zugrunde- 
liegende Auffassung nicht. Das Land Bremen hat mit Erlaß des 
Bremischen Juristenausbildungsgesetzes von der in § 5b des 
Deutschen Richtergesetzes vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, Studium und praktische Vorbereitung zu einem ein- 
stufigen Ausbildungsgang zusammenzufassen. Die in § 5b des 
Deutschen Richtergesetzes enthaltene Experimentierklausel soll 
eine umfassende Neuordnung der Juristenausbildung vorbe- 
reiten. Diesem Ziel dient es, wenn in den Ländern eine Reihe 
unterschiedlicher Ausbildungsmodelle erprobt wird. Nur auf 
diese Weise kann sichergestellt werden, daß bei Ablauf der 
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Experimentierphase genügend Erfahrungen vorliegen, um die 
Juristenausbildung bundesrechtlich neu zu ordnen. 

Bei der Erprobung einstufiger Ausbildungsmodelle räumt das 
Deutsche Richtergesetz den Ländern deshalb einen weiten 
Spielraum ein. 

Trotz des beabsichtigten Vielfalt der Ausbildungsgänge muß 
allerdings die einstufige Ausbildung der herkömmlichen Aus- 
bildung gleichwertig sein. Diese Gleichwertigkeit wird bundes- 
rechtlich durch die Mindestdauer von 5 V 2 Jahren, die der Min- 
destdauer der herkömmlichen Ausbildung entspricht, abge- 
sichert. Außerdem sieht § 5b Abs. 1 Satz 2 des Deutschen Rich- 
tergesetzes vor, daß ein Teil der Ausbildung bei Gerichten, 
Verwaltungsbehörden und Rechtsanwälten abzuleisten ist. Da- 
mit soll, wie in der herkömmlichen Ausbildung, eine Vorbe- 
reitung auf die juristischen Kerntätigkeiten - Rechtsprechung, 
Verwaltung und Rechtsberatung - gewährleistet werden. Diese 
Bedingungen erfüllt das Bremische Juristenausbildungsgesetz. 
Nach § 5 dieses Gesetzes beträgt die Ausbildungszeit sechs 
Jahre. § 13 sieht vor, daß der Rechtspraktikant während der 
praktischen Vorbereitung bei einer Staatsanwaltschaft oder bei 
einem Gericht in Strafsachen, bei einem Amtsgericht oder einem 
Landgericht in Zivilsachen oder bei einem Gericht für Arbeits- 
sachen, bei einer Verwaltungsbehörde und bei einem Rechts- 
anwalt ausgebildet wird. 

Die in § 5b Abs. 1 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes vor- 
geschriebene Gleichwertigkeit stellt darüber hinaus gewisse 
Mindestanforderungen an den Ausbildungsinhalt. Eine Aus- 
bildung, die juristische Kernbereiche ausklammern würde, 
könnte nicht als gleichwertig im Sinne des § 5b des Deutschen 
Richtergesetzes angesehen werden. 

Die der Kleinen Anfrage zugrundeliegende Annahme, das 
Bremische Juristenausbildungsgesetz sehe eine obligatorische 
Ausbildung im Zivilrecht nicht vor, ist unzutreffend. Nach § 11 
Abs. 2 des Bremischen Juristenausbildungsgesetzes werden die 
Ausbildungsinhalte unter Berücksichtigung der Studienpflicht- 
fächer aus den Bereichen des Privatrechts, des Strafrechts, des 
öffentlichen Rechts und der Verfahrensgesetze nach ihrer be- 
rufspraktischen, rechtswissenschaftlich-systematischen und ge- 
sellschaftlichen Bedeutung ausgewählt und geordnet. Schon 
dieser Grundsatz verbietet es, das Zivilrecht nicht in die Aus- 
bildung einzubeziehen. Außerdem schreibt § 11 Abs. 1 Satz 2 
letzter Halbsatz des Bremischen Juristenausbildungsgesetzes 
vor, daß die Gleichwertigkeit der in diesem Gesetz geregelten 
Ausbildung mit der Ausbildung nach den §§ 5 und 5 a des 
Deutschen Richtergesetzes sicherzustellen ist. Bei der Konkreti- 
sierung dieser Bestimmung hat das Ausbildungs- und Prüfungs- 
amt zu beachten, daß durch die Ausbildung die Kenntnisse und 
Fähigkeiten zu vermitteln sind, die zur Aufnahme eines Berufes 
in den typischen Bereichen juristischer Tätigkeit notwendig 
sind. Auch unter diesem Gesichtspunkt ist eine zivilrechtliche 
Ausbildung unverzichtbar. Bei zutreffender Auslegung des § 1 1 
Abs. 2 des Bremischen Juristenausbildungsgesetzes ist demnach 
davon auszugehen, daß das unabhängige Ausbildungs- und 
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Prüfungsamt den Ausbildungsinhalt nicht nach freiem Ermessen 
festlegen kann, sondern nur einen gesetzlich hinreichend be- 
stimmten Rahmen auszufüllen hat. Daß die Befugnisse des Aus- 
bildungs- und Prüfungsamtes hierbei weitergehen als die der 
Universität im Rahmen der herkömmlichen Ausbildung, findet 
seine Rechtfertigung in dem Experimentiercharakter der ein- 
stufigen Ausbildung. 

Nach dem Bremischen Juristenausbildungsgesetz erfolgt eine 
Ausbildung bei einem Amts- oder Landgericht in Zivilsachen 
nur wahlweise. Diese Regelung verstößt ebenfalls nicht gegen 
Bundesrecht. § 5 b des Deutschen Richtergesetzes schreibt näm- 
lich abweichend von § 5 a keine Ausbildung bei einem Gericht 
in Zivilsachen vor. Die in § 5 b vorgesehene praktische Ausbil- 
dung bei Gerichten soll eine Einführung des Studierenden in die 
rechtsprechende Tätigkeit gewährleisten. Ziel dieses Ausbil- 
dungsabschnitts ist es nicht, Kenntnisse des Zivilrechts zu ver- 
mitteln. 

Die Bundesregierung vermag auch keinen Verstoß des Bremi- 
schen Juristenausbildungsgesetzes gegen Artikel 33 Abs. 2 GG 
zu erkennen. Zwar sehen die §§ 36, 42 des Gesetzes vor, daß 
Prüfungsleistungen lediglich mit „bestanden" oder „nicht be- 
standen" bewertet werden. Durch das Bestehen der Abschluß- 
prüfung wird die Befähigung für das Richteramt festgestellt 
(vgl. §§ 5 ff. des Deutschen Richtergesetzes). Das Bewertungs- 
system genügt insoweit den Mindstanforderungen des Artikels 
33 Abs. 2 des Grundgesetzes und den Bestimmungen des Deut- 
schen Richtergesetzes. Die Bewertungsergebnisse „bestanden/ 
nicht bestanden" allein werden allerdings für die Auswahl der 
jeweils befähigsten und geeignetesten Bewerber für den öffent- 
lichen Dienst keine hinreichende Grundlage sein können. Bei 
der Auswahl der Bewerber werden weitere Anhaltspunkte für 
einen Vergleich mit dem Eignungs- und Befähigungsbild ande- 
rer Bewerber berücksichtigt werden müssen, wozu eine abge- 
stufte Leistungsbewertung beitragen kann. Unterstützende 
Anhaltspunkte bieten auch die Voten und Begründungen der 
Bewertungen, die nach dem Bremischen Juristenausbildungs- 
gesetz dem Zeugnis in einem besonderen Nachweisheft beizu- 
fügen sind. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß die Beurtei- 
lungsmaßstäbe bei Anwendung der differenzierten abgestuften 
Bewertungsmaßstäbe in den Ländern unterschiedlich und inso- 
fern von begrenztem Aussagewert sind, wie aus der Prüfungs- 
statistik deutlich hervorgeht. 


2. Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine 
gleichwertige Juristenausbildung auch im Lande Bremen sicher- 
zustellen? Ist sie insbesondere bereit, erforderlichenfalls Klage 
beim Bundesverfassungsgericht auf Feststellung der Nichtigkeit 
des Bremischen Juristenausbildungsgesetzes zu erheben? 


Die Bundesregierung ist nicht bereit, Klage beim Bundesver- 
fassungsgericht auf Feststellung der Nichtigkeit des Bremischen 
Juristenausbildungsgesetzes zu erheben, da sie - wie sich aus 
der Antwort zu Frage 1 ergibt - das Gesetz mit dem Grundgesetz 
und dem Deutschen Richtergesetz für vereinbar hält. 
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3. Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um zu 
gewährleisten, daß Juristenausbiidungsgesetze in anderen Bun- 
desländern den Anforderungen der §§ 5 bis 5 b DRiG genügen? 

Mit der Einführung der Experimentierklausel hat der Bundes- 
gesetzgeber Ungleichmäßigkeiten in der Ausbildung in Kauf 
genommen, sie für die Experimentierzeit sogar angestrebt. 

Die Frage der Gleichwertigkeit von Ausbildungsgängen und 
Prüfungsverfahren läßt sich nicht aufgrund äußerer Merkmale 
beurteilen. Vielmehr sind materielle Kriterien zu entwickeln, 
die eine Beurteilung zulassen, ob durch den Ausbildungsgang 
die Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden, die für die 
Aufnahme eines Berufes in den typischen Bereichen juristischer 
Tätigkeit erforderlich sind und ob das Prüfungsverfahren ge- 
eignet ist, die hierzu notwendige Feststellung zu treffen. 

Ein vom Ausschuß der Justizministerkonferenz zur Reform der 
Juristenausbildung eingesetzter Unterausschuß, in dem auch das 
Bundesministerium der Justiz vertreten ist, bereitet zur Zeit 
eine Dokumentation vor, die eine Auswertung und Beurteilung 
der einstufigen Ausbildungsgänge auch hinsichtlich ihrer Gleich- 
wertigkeit ermöglichen soll. Bisher ist eine solche Beurteilung 
schon deshalb nicht möglich, weil die Ausbildungsinhalte und 
Prüfungsverfahren in ihren Einzelheiten in den meisten Ländern 
noch nicht festliegen. Ehe in einem Modellversuch nach § 5 b des 
Deutschen Richtergesetzes eingegriffen wird, müssen aber hin- 
reichende Erfahrungen vorliegen, die den Schluß zulassen, daß 
Ausbildung oder Prüfung die Anforderungen, die das Deutsche 
Richtergesetz an die Gleichwertigkeit stellt, nicht erfüllen. 
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